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1.2.2.1

„Schmach4

Im „Politischen Bericht4 des XV. Parteitags der KPCh 

kam Parteichef Jiang Zemin am 12.9.97 gleich zweimal 

auf die „Schmach“ (quru) [90] zu sprechen, die die chine

sische Nation seit der erzwungenen Preisgabe Hongkongs 

vor 156 Jahren und seit dem Angriff der „Acht Mächtd4 im 

Jahre 1900 über sich habe ergehen lassen müssen.26 Das in 

diesem Zusammenhang verwendete Schriftzeichen qu deu

tet auf einen sich krümmenden Körper hin, während ru 

die Vorstellung von Demütigung und Schande assoziiert. 

China habe sich in der damaligen Zeit stets „am Rande 

des Abgrundd4 befunden (miewang bianyuari) [91].

Erst durch die mittlerweile wiedererlangte „Staats

kraft4 (guoli) [92], durch die zurückgewonnene „Produk

tivität4 (shengchanli) [93] und durch den neuen „Lebens-

26RMRB, 22.9.97.

Standard des Volke 4̂ (shenghuo shuiping) [94] habe sich 

China von diesen „hundert Jahren Demütigung4 (bai man 

quru) [95] „reinwaschen können wie Schned4 (xi xue) [96].

Kontraste, wie sie durch solche Ausführungen herauf

beschworen werden, geben nicht nur Festtagsreden Glanz, 

sondern spiegeln auch Empfindlichkeiten wider, wie sie in 

der chinesischen Nation nach wie vor lebendig sind - und 

wie sie als solche bewußt instrumentiert und wachgehalten 

werden.

In der Tat haben nur wenige Länder eine ähnlich kon

trastreiche Geschichte wie China:

Hatte das Reich der Mitte über 2.000 Jahre lang für 

seine Nachbarvölker stilbildend gewirkt, so mußte es im 

Anschluß an den verlorenen Opiumkrieg von 1840/41 erst

mals selbst die ungewohnte und von Anfang an verhaßte, 

weil als demütigend empfundene Rolle des Schülers über

nehmen, der im Unterricht oft versagte und der deshalb 

von den „Lehrern“ an den Ohren gezogen und lächerlich 

gemacht wurde.

Dieser Zustand des „Halbkolonialismu 4̂ (und „Halb- 

feudalismud4) (ban zhimindi, ban fengjiari) [97], wie er in 

der bereits erwähnten Parteitagsrede Jiangs von 1997 no

torisch auftaucht,27 hat im chinesischen Bewußtsein bis 

auf den heutigen Tag schmerzhafte Wunden und einen nur 

schwer verdrängbaren Gesichtsverlust hinterlassen. Zwar 

wurde China, im Gegensatz zu den meisten anderen Staa

ten Asiens, nicht von einer einzigen, sondern von mehreren 

einander blockierenden Mächten beherrscht, und überdies 

auch nicht zur Gänze, sondern nur in seinen wirtschaftlich 

attraktiveren Teilen okkupiert, d.h. also vor allem entlang 

der Küste und der großen Ströme.

Weit davon entfernt jedoch, sich mit diesem vergleichs

weise „leichteren“ Schicksal zu trösten, fühlte sich das 

Reich der Mitte sogar ganz besonders gedemütigt, weil 

sich an der Unterdrückung nicht nur „zweitrangigd4 Mäch

te wie das zaristische Rußland beteiligten, sondern weil 

sich unter die neuen Herren seit 1894/95 auch noch 

der einstige Eleve Japan gemischt hatte. Ob der Unter

drückungszustand ferner „halbkolonial“ oder aber „vollko- 

lonial4 war, fiel für das Qing-Reich ebenfalls kaum ins 

Gewicht, da es in jedem Fall zu einem Spielball frem

der Mächte und zu einem Objekt herabgewürdigt worden 

war, auf das die drei Kriterien „kolonialer“ Unterwerfung, 

nämlich politische Bevormundung (in den Küstenberei

chen und an den Yangzi-Ufern), wirtschaftliche Ausbeu

tung und kulturelle Entmündigung voll zutrafen:

Vor allem sah sich China, das im Laufe der Jahrhun

derte schon oft das Schicksal der Unterdrückung und Aus

beutung durch Fremdvölker hatte erleiden müssen, zum 

ersten Mal auch kulturell unterjocht.

Die politische Bevormundung trat besonders deutlich 

in den „Pachtgebieten“ entlang der Küste sowie im Be

reich der von Ausländern geleiteten Zollverwaltung zuta

ge; die wirtschaftliche Ausbeutung manifestierte sich in ei

ner gleich fünffachen Fesselung lebenswichtiger Bereiche, 

sei es nun, daß Schiffslinien, Bergwerke und Schwerindu

striebetriebe in fremder Hand lagen oder daß das Banken

wesen und ein Teil des Handels von Ausländern kontrol

liert wurden.

27RMRB, 22.9.97.
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Die kulturelle Entmündigung schließlich zeigte sich in 

der erzwungenen Preisgabe vieler Traditionen und in der 

für das kulturstolze China so bedrückenden Erkenntnis, 

daß sogar das Ideengut seiner Reformer und all jener Re

volutionäre, die sich gegen Fremdherrschaft wandten, aus

ländischer Herkunft war.

Erneut kam es auch während dieses Interregnums zur 

Hierarchisierung - allerdings im umgekehrten Sinne, in

sofern diesmal nämlich die chinesische Seite westlichem 

Diktat unterworfen wurde. Aufgrund des Vertrags von 

Nanjing, des ersten der sog. Ungleichen Verträge, mußte 

sich China beispielsweise verpflichten, Hongkong an Groß

britannien abzutreten und fünf Häfen dem europäischen 

Handel zu öffnen. Damit war eine Entwicklung eingelei

tet, an deren Ende über hundert ähnliche „Vertragshäfen“ 

aufgeschlossen werden mußten. Die erste Begegnung mit 

europäischem „Völkerrecht1 war für China also mit De

mütigungen und Narben verbunden, die wenig Gutes für 

die Zukunft verheißen konnten, zumal das Völkerrecht als 

zynisch eingesetztes Unrecht erschien.

Aufgrund der Ungleichen Verträge mußte China den 

westlichen Mächten, vor allem England, Frankreich, spä

ter auch Rußland, Japan und dem Deutschen Reich, noch 

weitere Privilegien einräumen, nämlich das Recht auf 

Handel, auf Errichtung von Niederlassungen (Teile des 

chinesischen Territoriums wurden „verpachtet1), auf Ex

territorialität (Ausländer waren keiner chinesischen Be

hörde verantwortlich), auf Überlassung der chinesischen 

Zollhoheit an ausländische Mächte, auf Errichtung auslän

discher Botschaften in Beijing, auf Stationierung fremder 

Streitkräfte und auf Ausweitung der christlichen Mission 

ins Landesinnere.

Anders als Japan, das seit der Meiji-Reform von 1868 

energisch damit begonnen hatte, den Westen mit seinen 

eigenen Waffen zu schlagen, konnte sich der erzkonserva

tive Qing-Hof nie so recht entschließen, über den eigenen 

Schatten zu springen und Reformen nach westlichem Mu

ster anzupacken, um so „westliches Gift gegen westliches 

GiftP einzusetzen. Vielmehr geriet die Erstarrung am En

de zum Stillstand und zur völligen Reaktionsunfähigkeit.

Dies zeigte sich nicht zuletzt an der Zögerlichkeit, mit 

der das kaiserliche China „außenpolitische Reformen in 

Angriff nahm: Erst 20 Jahre nach der Niederlage im Opi

umkrieg richtete das Mandarinat - 1861 - ein Quasi- 

Außenministerium, oder besser: eine besondere Behörde 

zur Wahrnehmung außenpolitischer Angelegenheiten, den 

Zongli (geguo shiwu) Yamen [98] ein, der allerdings, wie 

sich bald herausstellte, eher zur Abschirmung westlicher 

Gesandter als zu ihrer Einbeziehung in außenpolitische 

Aktionen benutzt wurde.

1867 wurde auch ein Informationszentrum samt 

Sprachschule, das Tongwen guan [99] eingerichtet, dessen 

Aufgabe es war, Regierungspersonal in fremden Sprachen 

zu unterrichten und Übersetzungen zu „westlichen Din

gen“, vor allem zu westlichen Waffensystemen und zum 

abendländischen Völkerrecht zusammenzutragen, wobei 

es darum gehen sollte “‘westliches Gift gegen westliches 

Giftfl einzusetzen und dadurch bereits wieder zur „Selbst

stärkung^ (ziqiang) [100] beizutragen.

Dieses Vorgehen zeigt, wie selbstverständlich die chi

nesische Führungselite damals immer noch von der Über

zeugung ausging, daß die westliche Überlegenheit fast aus

schließlich auf Gewehrläufen und Kanonen beruhe - und 

keine solide Substanz besitze, die den moralischen oder 

organisatorischen Überlegenheitsanspruch des Reichs der 

Mitte allen Ernstes hätte in Frage stellen können. Aller

dings wurde das Tongwen guan vom Mandarinat in Miß

kredit gebracht, so daß der Nachwuchs für dieses Infor

mationsbeschaffungsamt in aller Regel medioker blieb.

Wenn das China der Qing nicht einmal in Zeiten höch

ster Bedrängnis genügend Geschick aufbrachte, um sich 

wenigstens außenpolitisch anzupassen, so war sein Schick

sal offensichtlich schon besiegelt. In der Tat verschwand 

1911 die Qing-Dynastie - und mit ihr gleichzeitig auch 

eine über 2.000 Jahre alte Kaisertradition von der Bildflä

che. Bereits 1905 war das altersgraue staatliche Prüfungs

system abgeschafft worden - und mit ihm die „Hauptka

derschmiedefl des mandarinären China.

Nach Ausrufung der Republik am 1. Januar 1912 über

nahm eine westlich erzogene Elite unter der Führung Sun 

Yixians die Hebel der Macht, allerdings nur für kurze Zeit. 

Wenn ihre Reformansätze schon wenige Monate später 

wieder im Sande versickert waren, so lag dies einerseits an 

den bei ihren konservativen Gegenspielern fortbestehen

den Traditionsblockaden, vor allem aber an der Schwäche 

der neuen Zentralregierung, zu der die junfa [101], d.h. 

die regionalen „Kriegsherren“, die sich mittlerweile wei

ter Landstriche Chinas bemächtigt hatten, in lähmende 

Konkurrenz traten.

Selbst der Nanjing-Regierung, die 1927 die Macht in 

der Republik übernahm, waren von Anfang an die Hände 

gebunden, weil sie innenpolitisch blutige Auseinanderset

zungen mit den Kommunisten zu bestehen hatte, außen

politisch aber im Clinch mit einem zum Kriege entschlos

senen Japan lag, das 1931 bereits die gesamte Mandschu

rei besetzte, 1932 den Shanghai-Zwischenfall inszenierte 

und ab 1937 die Republik mit Krieg zu überziehen be

gann, der am Ende acht Jahre dauerte und das Land bis 

zur Erschöpfung auszehrte.

Die zwischen 1841 und 1949 durchlittenen Demütigun

gen haben im Bewußtsein der chinesischen Elite einen tie

fen Stachel hinterlassen und gleichzeitig einen ganzen Be

stand traditioneller Überzeugungen ins Wanken gebracht, 

ja sie z.T. in ihr Gegenteil verkehrt. In drei Bereichen war 

dies ganz besonders der Fall:

1.2.2.2

Drei Hauptlehren aus dem „Jahrhundert der 

Demütigungeif4

1.2.2.2.1

Souveränität als Hauptentdeckung

Seit Beginn des Halbkolonialismus, nicht zuletzt auch 

seit Gründung der Volksrepublik i.J. 1949, zeigt sich 

China als einer der entschlossensten Verfechter staatlicher 

Souveränität und hat damit gleichzeitig auch eine Rechts

auffassung verinnerlicht, die ihm früher weder bekannt 

gewesen war noch je in den Sinn gekommen wäre. „Sou

veränität4 ist m.a.W. die wichtigste Neuentdeckung aus 

dem „Jahrhundert der Demütigung^, das mit einer Reihe 

von Begriffen verknüpft zu werden pflegt, deren bloße 

Benennung bei jedem geschichtsbewußten Chinesen auf 

der Stelle rabenschwarze Assoziationen freisetzt. Dazu 

gehören yapian zhanzheng [102] (der ,,Opiumkrie^‘), 
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jiawu zhanzheng [103] (Chinesisch-Japanischer Krieg von 

1894/95), gengzi peikuan [104] („Boxer-Entschädigung/), 

aber auch Begriffe wie bu pingdengde tiaoyue [105] 

(„ungleicher Vertrag/), peikuan [106] („Kontributionen“), 

gedi [107] („Territorien abtreten“), zhi wai faquan [108] 

(„Exterritorialität!1), zujie [109] („Pacht!1, z.B. von Häfen, 

von Bergwerken oder von ganzen Städten), zujie [110] 

(„Konzession“) und huafen shili fanwei [111] („ein Gebiet 

in Einflußsphären aufteilen“).

Mit jedem dieser Ausdrücke, die zu den Standardbe

griffen von Geschichtswerken über das China des 19. Jh. 

gehören, ist ein Komplex von Demütigungen verbunden, 

bei deren Aufzählung spontan die finstere Entschlossen

heit aufkommt, dafür zu sorgen, daß Zustände dieser Art 

,paie wieder“ zurückkehren können.

Das Universalheilmittel gegen all diese „ungleichen 

Verträgt, „Konzessionsüberlassungen“ oder „Aufteilun

gen in Einflußsphären“ hieß, wie die Chinesen bald her

ausfanden, „Souveränität!1!

Mag sein, daß die appellative Kraft dieser Begriffe ei

nes Tages nachläßt - vorerst, d.h. auch am Ende des 20. 

Jh. noch, löst die Forderung nach Achtung der Souverä

nität spontane Zustimmung beim heimischen Publikum 

aus.

Aus dem gleichen Grunde wird auch immer wieder 

auf Einmischungsfreiheit gepocht, und beginnen sogleich 

auch Alarmsirenen aufzuheulen, glaubt China auch nur 

den Hauch eines Fremdbestimmungsversuchs verspüren 

zu können: sei es nun gegen sich selbst (z.B. im Zusam

menhang mit der Menschenrechtsfrage) oder sei es gegen 

andere Drittwelt-Staaten (man denke an die Irak- oder 

die Jugoslawienfrage).

Ganz auf dieser Linie der Hypersensibilität hat die VR 

China im Jahre 1954 zusammen mit Indien und Birma 

die „Fünf Prinzipien der friedlichen Koexistenz!' (heping 

gongchu wuxiang yuanze) [112] aus der Taufe gehoben. 

Zu diesen Fünf Prinzipien gehören neben der gegenseiti

gen Achtung der territorialen Integrität und Souveränität 

sowie dem gegenseitigen Nichtangriff vor allem die Nicht

einmischung und - daraus folgend - Gleichberechtigung 

sowie das friedliche Zusammensein.

Im Kern geht es der Volksrepublik bei den Fünf Prinzi

pien immer nur um eines, nämlich um Souveränität (zhu- 

quan) [113] und um „gegenseitige Nichteinmischung in die 

inneren Angelegenheiten“ (hu bu ganshe neizheng) [114].

Hauptvermächtnis aus den schmerzhaften Erfahrun

gen des 19. Jh. ist also das Verlangen nach „Unabhängig

keit und Souveränität1 (duli he zhuquan) [115].

Hand in Hand mit der Rezeption des Souveränitätsbe

griffs, die gleichsam durch die Hintertür erfolgte, hat auch 

das westliche Völkerrecht in die Praxis Chinas Eingang 

gefunden: wer A sagt (Souveränität), muß nun einmal 

auch B (Völkerrecht) sagen - und damit übrigens auch 

der Idee von der Gleichberechtigung der Völkerrechtssub

jekte Rechnung tragen:

1.2.2.2.2

„Gleichberechtigung1

In der Tat ist China, zweitens, allen geschichtlichen 

Vermächtnissen zum Trotz, längst auf das Prinzip der 

„Gleichberechtigung/ (pingdeng) [116] eingeschwenkt. Fast 

in jedem außenpolitischen Dokument wird gefordert, daß 

„alle Länder, ob groß oder klein, gleichberechtigt sein sol

len“ (guojia bulun da xiao yinggai yilü pingdeng) [117].

Nach dem Prinzip „zwei Schritte vor, einen zurück1 

enthält dieses für China so überaus innovative - und fort

schrittliche - Postulat allerdings zwei Einschränkungen: 

erstens wird nur die Gleichberechtigung, nicht aber die 

Gleichheit gefordert; sonst hätte von tongji [118] oder 

tongdeng [119] die Rede sein müssen.

Zweitens sind Hauptadressaten des Gleichberechti

gungsverlangens offensichtlich weniger die Länder der 

Dritten Welt als vielmehr die Industriestaaten, von de

nen sich China nicht abgehängt sehen möchte, weshalb die 

pzngdeng-Forderung mit der huli [120] -Klausel (gegensei

tiger Nutzen) fast zu einem Einheitsbegriff verschmolzen 

ist.

1.2.2.2.3

,^Antihegemonismu^‘

Eine dritte Konsequenz aus den Erfahrungen des „Jahr

hunderts der Demütigungen“ ist die elementare Abnei

gung gegen alles, was nach „Supermacht 1̂ (chaoji daguo

[121] )-Ambitionen, nach „Hegemonismu 1̂ (baquan zhuyi)

[122] oder nach „Großmachtchauvinismus1 (daguo shawen 

zhuyi) [123]„riecht!1, und die lange Zeit mit Appellen zum 

Widerstand, ja zur Revolution Hand in Hand ging.

Es war ja nicht nur die soziale, sondern anfangs fast 

noch mehr die „nationale!1 Frage, die all jenen Politikern 

und Bewegungen den Rücken stärkte, die auf Erhebun

gen und Revolutionen setzten - zuerst der Sun-Yixian- 

Bewegung und später den Kommunisten.

Vor allem während der jahrelangen Auseinanderset

zungen mit der Sowjetunion konnte der „Antihegemonis- 

muS1, wie unten ausführlich zu erläutern, zu einer Art 

Markenzeichen volksrepublikanischer Außenpolitik wer

den.

1.2.3

Erinnerungsschicht Nr.3: Außenpolitisches Jo-Jo 

im Zeichen der Republik

1.2.3.1

Warlord- und Nanjing-Periode

Neben dem Vermächtnis des Reichs der Mitte und dem 

düsteren Erbe des „Zeitalters der Demütigung/ wirken als 

dritte Determinante noch Erinnerungsposten aus der so 

kurzlebigen „Republik China“ nach, die das außenpoli

tische Verhalten der nur wenige Jahre später - 1949 - 

ausgerufenen Volksrepublik gerade in den Anfangsjahren 

aufs nachteiligste beeinflußt haben, insofern nämlich der 

Hauptverbündete der mittlerweile auf das kleine Taiwan 

reduzierten „Republik1 nun fast automatisch zum Haupt

feind der Volksrepublik werden mußte, nämlich die USA 

- und mit ihr nahezu das gesamte westliche „Lagei“.

Von einer „Außenpolitik1 der Republik China konnte 

eigentlich erst seit 1927 die Rede sein, jenem Jahr also, in 

dem sich - und zwar unter Führung des rechten Flügels 

der Guomindang - in Nanjing eine Vormacht, oder bes

ser: ein oberster junfa [124] („Kriegsherr“, Warlord) hatte 

etablieren können, unter dessen Regie zum ersten Mal seit 

Ausrufung der Republik am 1. Januar 1912 wenigsten im 

Ansatz so etwas wie eine zentrale Macht zustandekam.
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Bis dahin war die Republik - immerhin 15 Jahre lang 

- in eine Reihe von Militärsatrapien aufgespalten gewe

sen, die ihre jeweils eigenen Regierungen etabliert, lokale 

Armeen aufgestellt und sogar unabhängige Währungen 

herausgegeben hatten. Die Republik China war in diesen 

eineinhalb Jahrzehnten der „Warlord ‘̂ und der Generals

kriege einem Flickenteppich ähnlicher gewesen als einem 

Staat, bis dann durch den sog. „Nordfeldzug^ wenigstens 

die küstennahen Regionen sowie das Yangzital wiederver

einigt werden konnten.

Der beifa [125] (Nordfeldzug) war das Werk „revolutio

närer Streitkräfte, die im äußersten Süden des Landes, 

nämlich in Guangzhou, von Komintern-Beratern ausge

bildet worden waren und die sich in den Anfangsjahren 

noch aus nationalistischen und kommunistischen Verbän

den rekrutiert hatten. Gestartet am 1. Juli 1926, hatte 

der beifa schon nach kurzer Zeit zur Niederwerfung eini

ger der mächtigsten Warlords - und zur „Cantonisierung  ̂

Chinas geführt, gleichzeitig aber auch damit begonnen, 

seine eigenen Kinder zu fressen: Acht Monate nach dem 

Startschuß nämlich - und zwar im März 1927 - hatte der 

rechte GMD-Flügel unter Führung von Jiang Jieshi (Chi

ang Kai-shek) die Waffen gegen „linke!4 Mitkämpfer aus 

den Reihen der GMD, vor allem aber gegen die Kommu

nisten gerichtet und Teile ihrer Verbände vernichtet.

Die Bedeutung des Nordfeldzugs, der erst im Juli 1928 

mit der Eroberung Beijings zu Ende ging, lag darin, daß er 

(1) die Vorherrschaft der wichtigsten Militärmachthaber 

und damit die Periode des Regionalismus beendete und 

die Grundlagen für die Wiedervereinigung Chinas sowie 

für eine neue Zentralstaatlichkeit legte. Zugleich sicherte 

er (2) die Herrschaft des rechten GMD-Flügels für die 

nächsten zwei Jahrzehnte; was für die KPCh später der 

Lange Marsch, war für die GMD der beifa. Nicht zuletzt 

aber legte er (3) den Grundstein für den Bürgerkrieg zwi

schen GMD und jenen Überlebenden der KPCh, die nun, 

wie es hieß, den Schwerpunkt ihrer Revolution von den 

Städten auf die Dörfer, vom Industrieproletariat auf die 

Bauernschaft, vom Streik auf den Volkskrieg und von den 

leicht einnehmbaren urbanen Bastionen auf solide gefrei

te ländliche Stützpunktgebietd4 verlegten.

1.2.3.2

Moskau-Tokyo-Washington:

Scharfkantige Freund- und Feindbilder

Mit der Wiedervereinigung des Landes begannen sich 

zum erstenmal auch Perspektiven für eine gesamt

republikanische Außenpolitik abzuzeichnen: In den vor

angegangenen 15 Jahren hatte es hier ja niemals eine ein

heitliche Linie geben können; vielmehr war es zu einem 

chaotischen Gegeineinander der Kriegsherren gekommen, 

deren „außenpolitische Ansätze sich in alle nur denkbaren 

Richtungen entfaltet hatten, sei es nun hin zur Sowjetuni

on (so die revolutionäre Basis in Guangzhou!), sei es hin 

zu den Westmächten, vor allem den USA, oder gar hin zu 

Japan.

„Nanjing^ konnte mit seiner zentralstaatlichen Aus

richtung diesen Augiasstall zwar ausräumen, mußte sich 

jedoch sogleich auf eine Politik einlassen, die durch extrem 

scharfrandige Freund- und Feindbilder bestimmt war:

Zu den Feinden der Republik China (RCh) gehörte 

anfangs die Sowjetunion und dann in wachsendem Maße

Japan: Nachdem die verhaßten Komintern-Vertreter 1927 

in die Flucht geschlagen worden waren, hatten GMD- 

Truppen 1929 versucht, die unter sowjetischer Kontrolle 

stehende Ostmandschurische Eisenbahn zu besetzen; im 

gleichen Jahr war es darüber hinaus zum Abbruch der 

diplomatischen Beziehungen mit Moskau gekommen.

Die aus dem Nordwesten drohende „sowjetische Ge

fahr“ wurde jedoch schon kurze Zeit später durch eine 

noch schwärzere Wolke überschattet, die am nordöstlichen 

Himmel Chinas auftauchte, nämlich durch den „japani

schen Imperialismus, dem ja in der Tat 1931 die gan

ze Mandschurei zum Opfer fiel und der sich immer wei

ter nach China hineinfraß, ehe es unter seinem vehemen

ten Einfluß 1937 zum Ausbruch eines achtjährigen Kriegs 

kam.

Kaum war die Mandschurei von Japan besetzt wor

den, hatte die - antijapanisch ausgerichtete - UdSSR 

auch schon wieder die Hände zur Versöhnung in Richtung 

Nanjing ausgestreckt - mit der Folge, daß diplomatische 

Beziehungen zwischen der UdSSR und der RCh 1932 er

neut aufgenommen wurden. 1937 schlossen beide Seiten 

darüber hinaus einen Nichtangriffspakt ab, in dem sich 

Moskau zur Lieferung von Waffen, Munition und Versor

gungsgütern sowie zur Unterstützung der RCh-Verbände 

durch die sowjetische Luftwaffe verpflichtete.

Je mehr sich die Beziehungen der RCh zuerst gegen

über der UdSSR und dann gegenüber Japan verkrampf

ten, um so erfreulicher entwickelte sich aus Nanjinger 

Sicht das Verhältnis zu den Westmächten, vor allem zu 

den USA. Dieser Westkurs machte sich für die RCh schon 

bald auf dreifache Weise bezahlt: Zum einen verzichte

ten die neuen Partner (und mit ihnen Großbritannien) 

auf ihre im 19. Jh. erworbenen Vorrechte und Konzessio

nen, zweitens erfolgte mit Hilfe westlicher Technologie- 

und Bildungseinrichtungen ein gewaltiger Wissenstrans

fer, mit dem freilich auch eine Verwestlichung Chinas 

Hand in Hand ging (man denke an die damals entstehen

den christlichen Colleges und Missionsschulen), und drit

tens erhielt GMD-China vor allem während des Zweiten 

Weltkriegs von den USA militärische und wirtschaftliche 

Unterstützung.

Auch in der US-Öffentlichkeit begann das Bild der Re

publik China damals in hellstem Licht zu erstrahlen, vor 

allem, nachdem der in den 30er und 40er Jahren führen

de amerikanische Zeitungsherausgeber, Henry Luce, da

mit begonnen hatte, sich für das „demokratisch^ Nanjing, 

nicht zuletzt aber auch für das China der polyglotten drei 

Song-Schwestern zu begeistern.

So war es fast unausweichlich, daß die USA im An

schluß an die 1945 erfolgte Kapitulation Japans zwar im

mer wieder versuchten, GMD und KPCh an den Verhand

lungstisch zu bringen, daß sie aber, als die erhofften Kom

promisse ausblieben, ganz eindeutig zugunsten Nanjings 

Partei ergriffen und die GMD-Seite sowohl politisch als 

auch militärisch nach Kräften unterstützten.

Washington sollte diese Option allerdings schon bald 

bereuen müssen, als nämlich die zu Beginn des Bürger

kriegs (1946) vermeintlich noch haushoch überlegene Re

publik bereits drei Jahre später (1949) überrollt war und 

sich mit ihren Restkräften Hals über Kopf auf die Insel

festung Taiwan absetzen mußte. Gerade für die Volksre

publik China waren die USA damit spätestens seit Ende 
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1946 als außenpolitische Partner auf Jahrzehnte hin in

diskutabel geworden.

Zum Ausgleich begann Beijing sich „ganz nach einer 

Seite zu lehnen“, nämlich zur Sowjetunion hin - und dies, 

obwohl auch die UdSSR den Siegern um Mao Zedong nicht 

gerade als idealer Partner erscheinen konnte:

1.2.3.3

Der volksrepublikanische UdSSR-Kurs als Fort

setzung „republikanische?4 Frontenbildungen 

Die so überaus GMD-freundliche Politik Washingtons en

dete in einem Disaster, wie es in diesem Ausmaß noch zu 

Beginn der 40er Jahre kaum jemand hätte vorhersehen 

können, gewesen war, nämlich erstens mit der Niederla

ge der Guomindang, deren restliche Kräfte sich nach ei

nem dreijährigen Bürgerkrieg (1946-49) fluchtartig auf die 

Inselfestung Taiwan absetzen mußten und, zweitens, mit 

dem Sieg der KPCh, die am 1. Oktober 1949 die Volksre

publik ausrief.

Sogleich stand die neue Führung vor einer dreifachen 

Wahl, insofern sie sich nämlich - im Zeichen des damals 

gerade ausgebrochenen kalten Kriegs - entweder dem We

sten zuwenden, sich dem östlichen „Lagei“ anschließen 

oder aber, als dritte Möglichkeit, von Frontenbildungen 

vielleicht sogar fernhalten konnte.

Da freilich der innenpolitische „Todfeind“, nämlich die 

RCh-Führung, sich ohne Wenn und Aber auf die USA- 

Seite geschlagen hatte und da die „dritte Option“, näm

lich die Eigenständigkeit, vor dem Hintergrund der sich 

damals wie eine Naturgewalt herausbildenden „Zwei La

gei“ kaum realisierbar erschien, blieb der Volksrepublik 

am Ende keine andere Wahl als sich der UdSSR zuzuwen

den, obwohl ein solcher Entschluß vor allem den Maoisten 

ganz gewiß nicht leicht fiel:

Für eine UdSSR-Bindung sprachen zwar drei wichti

ge Gründe, nämlich die bereits erwähnte Zusammenarbeit 

der GMD mit den USA, ferner die amerikanische Politik 

des fen er zhi zhi [126], d.h. des „Teile und herrsch?4 zwi

schen Nationalisten und Kommunisten, die aus volksrepu

blikanischer Sicht ganz dazu angetan war, China erneut 

in eine „halbkolonial?4 Abhängigkeit zu bringen und, drit

tens, die Tatsache, daß die Volksrepublik nach acht Jah

ren Widerstandskrieg gegen Japan und drei Jahren Bür

gerkrieg so ausgelaugt war, daß sie ohne die Hilfe eines 

mächtigen Partners wohl noch lange Zeit auf der Stelle 

treten würde.

Gegen Moskau andererseits waren von Anfang an hef

tige emotionale Widerstände im Spiel, deren Wurzeln weit 

in die Geschichte des republikanischen China zurückreich

ten und die deshalb bereits hier, im „republikanischen“ 

Kontext, mitzubehandeln sind:

Kurz und bündig formuliert war die sinokommunisti- 

sche Bewegung in den Jahren der Republik von den Mos

kauer Ideologen immer wieder als eine Art Versuchska

ninchen zur Erprobung revolutionsstrategischer Ansätze 

mißbraucht worden:

Vor allem in den frühen Jahren der KPCh, d.h. zwi

schen 1921 und 1927, hatte die von Stalin und Trotz

ki mitgesteuerte Komintern auf die chinesische Linke 

einen wahrhaft schicksalhaften Einfluß ausgeübt, indem 

sie nicht nur Organisations-, Finanz- und Militärhilfe lei

stete, sondern sich - als Generalstab der Weltrevolution - 

auch erfolgreich in die unmittelbare Entscheidungsfindung 

der KPCh einzuklinken vermochte. Damit aber war die 

chinesische Linke im wahrsten Sinne des Wortes mitten in 

die Auseinandersetzungen zwischen den beiden Moskauer 

Hauptrivalen, Stalin und Trotzki, hineingezerrt worden 

und hatte schon bald das Gefühl nicht mehr loswerden 

können, den beiden Moskauer Fronten die Beweisstücke 

für ihre miteinander so unvereinbaren Revolutionskonzep

te liefern zu müssen:

Stalin und Trotzki waren sich zwar darin einig gewe

sen, daß die Revolution in China bürgerlich-demokrati

schen Charakters zu sein habe, doch hatten sie, immer 

haßerfüllter gegeneinander kämpfend, verschiedene Stra

tegien vorgeschlagen, für deren Richtigkeit nun gefälligst 

die KPCh geradestehen sollte:

Während Stalin die Zusammenarbeit mit der 

Guomindang befürwortete, weil nach der klassischen 

marxistischen Etappentheorie (Feudalismus-Bourgeoisie- 

Sozialismus-Kommunismus) in der bürgerlichen Phase 

nun einmal das Bürgertum zur Führung ausersehen sei, 

forderte Trotzki, daß das revolutionäre Geschehen, um 

wirklich in Schwung kommen zu können, auch in der 

bürgerlich -demokratischen Phase bereits vom Proletariat 

gesteuert werden müsse - dies war der Kerngehalt 

seiner damals so berühmten „Theorie der permanenten 

Revolution“! Der von Stalin befürwortete Schulterschluß 

zwischen KPCh und GMD beruhe auf einem verhäng

nisvollen Mißverständnis und laufe auf einen „Verrat am 

Marxismu?4 hinaus.

Durchgesetzt hat sich dann bekanntlich die Linie Sta

lins, der zuerst - bei seiner Auseinandersetzung mit Trotz

ki - die Zusammenarbeit der KPCh mit der Guomindang 

anordnete, mit dieser Strategie aber, wie Trotzki es vor

ausgesehen hatte, einen verheerenden Rückschlag herauf

beschwor, da die GMD sich von den „Linken“, entgegen 

allen Erwartungen, keineswegs wie eine Zitrone „ausquet

schen“ ließ, sondern, ganz im Gegenteil, den Spieß umdre

hen und 1927 ihre kommunistischen Gegner weitgehend 

kaltstellen konnte.

Als die Überlebenden von 1927 daraufhin den Schwer

punkt der Revolution auf die Dörfer verlegten, also einen 

neuen Kurs einschlugen, und Stalin sich fast zeitgleich - 

an der eigenen Front in Moskau - mit einem neuen Geg

ner, nämlich Bucharin, konfrontiert sah, der, allen Nie

derlagen der KPCh zum Trotz, auf eine Fortsetzung der 

KPCh-Zusammenarbeit mit der GMD pochte, riß er, Sta

lin, das Ruder um 180 Grad herum und wurde nun plötz

lich zum Befürworter einer „linken Strategi?4, indem er 

Aufstände in den chinesischen Städten anordnete - ein 

Vorhaben, das angesichts der dortigen GMD-Stärke von 

vornherein zum Scheitern verurteilt war und das dann 

ja auch zu einem noch stärkeren Aufschwung des Dorf- 

Kommunismus unter der Führung des auf Autonomie po

chenden Mao Zedong führte.

Kein Wunder, daß den kominterntreu gebliebenen chi

nesischen Parteigenossen der Boden in den Großstädten 

schon bald zu heiß unter den Füßen wurde und daß sie 

spätestens 1932 an die Türen der inzwischen um Mao Ze

dong konsolidierten „Räterepublik“ von Jiangxi pochen, 

also dort um „Asyl“ nachsuchen mußten. Symbolisch ge

sprochen hatte von diesem Augenblick an der bewaffnete
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Bauer endgültig den streikenden Arbeiter abgelöst, und 

der Sinokommunismus begann nach Erde zu riechen.

Gleichwohl wollte die Komintern auch jetzt noch kei

neswegs locker lassen und ihren Einfluß auch auf die Ge

staltung der Räterepublik wahrnehmen. In der Tat konn

ten die Anfang der 30er Jahre aus der Sowjetunion zurück

gekehrten „28 Bolschewiki“ durch überfallartige Aktionen 

kurzzeitig das Steuer noch einmal zu sich herüberreis

sen. Doch gelang es der Mao-Zedong-Führung bereits acht 

Monate nach Beginn des Langen Marsches, nämlich bei 

der Zunyi-Konferenz vom Frühjahr 1935, die Komintern- 

Aufpasser endgültig abzuschütteln und sich damit ein 

zweites Mal von den Bevormundungsversuchen Moskaus 

zu emanzipieren. Aus der Sicht Maos hatte die dreizehn

jährige Moskauer Einmischung für die KPCh nichts als 

Unglück gebracht; kein Wunder, daß sein Mißtrauen gegen 

die Komintern fast grenzenlos war, daß umgekehrt aber 

auch Stalin wenig von den chinesischen Bauernrevolutio

nären hielt und sie bäuerlich -anschaulich als „Radieschen- 

Kommunisten“ abqualifizierte: außen rot, innen weiß!

Wenn sich die Mao-Bewegung am Ende dann doch 

in China durchsetzen konnte, war dies - wiederum aus 

KPCh-Sicht - nicht wegen, sondern trotz der UdSSR, der 

Komintern - und Stalins - gelungen!

Eine Annäherung an die Sowjetunion war also nach 

Ausrufung der Volksrepublik alles andere als selbstver

ständlich. Wenn die VRCh-Führung dann trotzdem über 

den eigenen Schatten sprang, so waren dafür nicht nur 

die oben erwähnten drei handfesten Überlegungen maß

gebend, sondern auch das unerwartete Entgegenkommen, 

das Stalin der VR China beim ersten UdSSR-Besuch Mao 

Zedongs im Dezember 1949 bezeigte.

Am 16. Dezember 1949 war Mao mit einem Sonder

zug in Moskau eingetroffen und dort von Stalin zunächst 

mit wachem Mißtrauen empfangen worden; argwöhnte der 

KPdSU-Führer doch, daß sich China auf einen ähnlich 

„abweichlerischen“ Kurs wie das Jugoslawien Titos be

geben habe. Gleichwohl begann das Eis schnell dahinzu

schmelzen, nachdem Stalin sich für die zahlreichen Fehler 

des Kreml gegenüber der chinesischen Revolution offiziell 

entschuldigt hatte. Es schien fast unglaublich: der Füh

rer des Weltkommunismus hatte gegenüber seinen chine

sischen Gästen Selbstkritik geübt!

Im Zeichen des Tauwetters, das nun so unerwartet 

schnell einsetzte, hatten Mao und Zhou Enlai die Paro

le ausgegeben, daß die VR China sich fortan ganz „nach 

einer Seite!4 (yi bian dao [127], nämlich zur UdSSR hin) 

lehnen wolle und daß sie weder einen jugoslawischen noch 

einen probritischen Kurs einzuschlagen gedenke, von einer 

proamerikanischen Wende ganz zu schweigen.

In einer Art Flitterwochenstimmung war daraufhin am 

14. Februar, in Anwesenheit Maos und Stalins, ein ganzes 

Bündel von Vereinbarungen unterzeichnet worden, darun

ter ein „Vertrag über Freundschaft, Bündnis und gegen

seitigen Beistand^ darüber hinaus ein Abkommen über 

die „Rückgabe der Südmandschurischen Eisenbahn“, Lüs- 

huns (Port Arthurs) und Dalians, ein Kreditabkommen 

und nicht zuletzt „Zwei Deklarationen“, in denen das fünf 

Jahre vorher, nämlich im August 1945 zwischen Moskau 

und Nanjing (also der „Republik China“) zustandegekom- 

mene Versöhnungswerk für null und nichtig erklärt sowie 

die Unabhängigkeit der Mongolischen Volksrepublik an

erkannt wurde.

Seit dem damaligen Moskaubesuch Maos, der am 17.2. 

1950 zu Ende ging, malte die chinesische Propaganda das 

Verhältnis zur Sowjetunion in den leuchtendsten Farben. 

Hinter den Kulissen freilich gestalteten sich die Beziehun

gen bei weitem nicht so reibungslos, wie es nach außen hin 

den Anschein hatte. Der Teufel lag vor allem im Detail, 

sei es nun bei der Festlegung des Tauschwerts zwischen 

chinesischem Yuan und sowjetischem Rubel oder aber bei 

der Gründung sinosowjetischer Joint ventures.

Offen brach der Konflikt allerdings erst 1960 aus.

Das yi bian dao, wie es 1950 beschlossen worden war, 

widersprach a priori den aus der Tradition überkomme

nen Vorstellungen von zhongyong [128] („Mittel), junheng

[129] („Ausgewogenheit4) und bili [130] („Gleichgewichtig

keit4 ).

Darüber hinaus hatte sich die junge Volksrepublik - 

wie ja schon das alte Reich der Mitte - schwer damit 

getan, sich überhaupt auf das ungewohnte Parkett na

mens „Außenpolitik4 zu begeben: Wäre es ihren Wün

schen nach gegangen, so hätte sie sich wohl am liebsten 

auf die Lösung der innenpolitischen Fragen sowie auf die 

,Disziplinierung)4 abtrünniger Randgebiete (Xinjiang, Ti

bet, Taiwan) beschränkt. Wenn es in Beijing dann gleich

wohl auch zu außenpolitischen Weichenstellungen kam, so 

geschah dies nur aufgrund von Zwängen, die ihren Ur

sprung gleichfalls im Außenbereich hatten, sei es nun, 

daß die Volksrepublik im Zeichen der damals beginnen

den Zweiteilung der Welt für das eine oder andere Lager 

optieren zu müssen glaubte oder daß sie sich durch den 

ausbrechenden Koreakrieg auf Gedeih und Verderb zur 

„Vorwärtsverteidigung)4 gezwungen sah, seit sich nämlich 

die USA zugunsten Südkoreas in das Kampfgeschehen ge

worfen hatten.

China sollte beide Grundentscheidungen (Moskau- 

Anbindung und Eintritt in den Koreakrieg) schon bald 

zu bereuen haben.

1.2.3.4

Doppelschlußfolgerung aus den Jahren der Repu

blik

In den 38 Jahren der „Republik China“ hatte es nie ei

ne Atempause gegeben, um Außenpolitik zu entwickeln, 

also ein Feld zu bestellen, das als solches dem mandari- 

nären China unbekannt geblieben und das auch während 

des „Jahrhunderts der Demütigung)4 nur in höchst rudi

mentärer Weise bearbeitet worden war.

Zunächst einmal hatte es der jungen Republik bereits 

16 Jahre lang an einer leistungsfähigen Zentrale gefehlt, 

die als solche in der Lage gewesen wäre, außenpolitisch 

überhaupt aktiv zu werden. Aber auch die restlichen 22 

Jahre waren genau zur Hälfte mit Kriegsereignissen an

gefüllt (acht Jahre Widerstandskrieg gegen Japan, 1937- 

45, drei Jahre Bürgerkrieg zwischen KPCh und GMD, 

1946-49), so daß es auch jetzt an Ansatzflächen fehlte. 

Was schließlich die verbleibenden elf Jahre anbelangt, so 

waren sie ebenfalls alles andere als ideal für ein außen

politisches Durchstarten: Zwischen den feindlichen Fron

ten, die sich damals um China herum aufgebaut hatten, 

blieb der außenpolitisch unerfahrenen Republik gar nichts 

anderes übrig, als sich vom einen Extrem ins andere zu
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stürzen - mit der Folge, daß das Verhältnis zwischen den 

drei Hauptbezugspartnern Tokyo, Moskau und Washing

ton nicht ausgeglichen, sondern permanent verzerrt war: 

Gegenüber Japan hatte die Republik freilich ohnehin kei

ne andere Wahl gehabt, als den ihr aufgezwungenen Krieg 

durchzustehen und Japan als Todfeind zu betrachten. Ge

genüber der UdSSR andererseits hätte sich die Republik 

zwar immer noch im Sinne eines Pro oder eines Contra 

entscheiden können. Doch hatte die langjährige Zusam

menarbeit zwischen Moskau und den chinesischen Kom

munisten auf Seiten der Republik für soviel Verstimmung 

gesorgt, daß die UdSSR am Ende doch der Feind Nr.2 

blieb, obwohl Moskau durchaus bereit gewesen wäre, den 

Republikanern im antijapanischen Krieg unter die Arme 

zu greifen.

Um so entschiedener - und einseitiger - wandte sich 

die Nanjinger Republik dafür den USA zu - und verstrick

te sich damit am Ende in eine neue Abhängigkeit, die von 

der KPCh-Propaganda nach allen Regeln der Kunst aus

geschlachtet wurde.

Aus den Erfahrungen dieser wenigen Jahrzehnte hät

ten vor allem zwei klare Einsichten gewonnen werden kön

nen:

Erstens wäre China gut beraten, Einseitigkeiten zu 

vermeiden und sich möglichst nie mit fliegenden Fahnen 

in eine bestimmte politische Ecke drängen zu lassen. Zwei

tens würden die drei damaligen Hauptbezugspunkte chi

nesischer Außenpolitik wohl auch in Zukunft maßgebend 

bleiben, nämlich Moskau, Washington und Tokyo.

Die Entscheidung der jungen VRCh von 1950, sich 

ganz „nach einer Seite zu lehnen“, zeigte jedoch, daß die 

neue Beijinger Führung aus der Nanjinger Außenpoli

tik nichts gelernt hatte, sondern ihre Fehler wiederholte. 

Strikte Unabhängigkeit und Bündnislosigkeit sollten sich 

erst in späteren Jahren zu außenpolitischen Grundeinsich

ten entwickeln.

1.3

Vermaschung statt Verknotung: Ein Aufruf zu me

thodischer Neubesinnung

Chinesische Außenpolitik pflegt in außerchinesischen Ana

lysen fast ausnahmslos nach westlichen Maßstäben be

trachtet zu werden, wobei in aller Regel die klassischen 

Kategorien eines Hans Morgenthau als Leisten dienen.28

Doch nichts könnte falscher sein als ein solches Vorge

hen: Wer sich nämlich nicht aufs Glatteis der Aktualität 

locken läßt, sondern historisch denkt und sich auf Spuren

suche begibt, wird schnell herausfinden, daß im modernen 

chinesischen Außenverhalten Ordnungsmuster und Sinn

gebungselemente vorherrschend geblieben sind, die auch 

in der Gesellschaftspolitik des traditionellen China bereits 

stilbildend gewirkt haben und die auf einem ganz anderen 

Gesellschaftsverständnis beruhen, als es in der europäi

schen Tradition der Fall ist, nämlich auf der altbewährten 

Beziehungsphilosophie, bei der nicht das autonome Indivi

28Hauptvertreter der Realismusschule sind dabei vor allem Hans 

Morgenthau, Macht und Frieden. Grundlegungen einer Theorie der 

internationalen Politik, Gütersloh 1963 und Gottfried-Karl Kinder

mann (Hrsg.), Grundelemente der Weltpolitik, München, Zürich, 

1977, insbes. S.48 ff.; zu den Argumente der „Globalisten“ vergl. 

Wichard, Woyke (Hrsg.), Handwörterbuch internationale Politik, 

Bonn 1995, 6. Aufl., vor allem S.403 ff.

duum, sondern das Geflecht zwischen den Einzelpersonen 

im Mittelpunkt steht. Es ist ja eines der Hauptmerkma

le des Konfuzianismus, daß beim gesellschaftlichen Netz 

die Aufmerksamkeit nicht auf die Knoten, sondern auf die 

Maschen gelenkt wird und daß die Qualität einer Gesell

schaft von der Solidität eben dieser Verbindungs-eiemente 

abhängt, daß also den guanxi [131] („zwischenpersönlichen 

Beziehungen“) sowie den lun [132] („Beziehungen“ in der 

klassischen Terminologie) Präferenz eingeräumt wird.

Dieses Beziehungsdenken gilt spiegelbildlich auch im 

Bereich der Außenpolitik, wo dem einzelnen Individuum 

die Nation, den zwischenmenschlichen „Beziehungen“ aber 

die „Interdependenz!1 entspricht.

Die meisten der oben (1.2) aufgeführten Traditions

elemente fügen sich gut in dieses Maschenbild ein - man 

denke etwa an die Kategorien der „Mittd4, der „Hierar

chie4 und der Völkerfamilie, oder an das Tributsystem, 

an den Impansionismus und an den Primat der Politik 

sowie nicht zuletzt auch an die Tatsache, daß es im kai

serlichen China keine Außenpolitik im formellen Sinne zu 

geben pflegte und daß Diplomatie und „Völkerrecht!4 so

wie die Vorstellungen von festen Außengrenzen und „na

tionalen Interessen“ überflüssig waren oder - zutreffender 

ausgedrückt - durch Impansionismus und durch Persona

lisierungsstrategien ersetzt wurden.

Erst jene neueren Vorstellungsmuster, wie sie das 

Reich der Mitte ziemlich spät, nämlich in der Ausnahme

periode der „hundertjährigen Demütigung4 verinnerlicht 

hat, wollen nicht mehr so recht ins Rahmenwerk der Ver

maschungsphilosophie hineinpassen, da sie dem Einzel

knoten (der „Nation“) so überproportionale Aufmerksam

keit schenken - man denke in diesem Zusammenhang vor 

allem an die Entdeckung der „staatlichen Souveränität!4, 

die einen Individuationsprozeß förderte, wie er sich mit 

chinesischen Traditionen schwer vereinbaren läßt. Auch 

„Gleichberechtigung)4 zwischen den einzelnen - als Indi

viduen (!) zutagetretender - „Nationen“ lassen sich nicht 

auf den gemeinsamen Nenner der Maschungsphilosophie 

bringen.

Gleichwohl dürften auch diese Ausnahmen noch auf 

lange Zeit ihren heuristischen Wert behalten.

Die übrigen in den Abschnitten 1.2 aufgeführten Ka

tegorien aber lassen sich, wie gesagt, mit den überkom

menen „Beziehung^4-Vorstellungen mühelos in Einklang 

bringen. „Interdependenz!4 wird damit zur Schnittstelle 

und zum gemeinsamen Nenner der erwähnten traditio

nellen Einzelelemente, die hier deshalb so eingehend be

schrieben wurden, weil sie dazu verhelfen, chinesische Au

ßenpolitik besser verstehen zu lernen: Wer mehr Blumen

namen kennt, sieht mehr von der ihn umgebenden Na

tur, wenn er über eine Wiese schreitet. Wer außerdem 

mit Vermaschungs-, Beziehungs- und Interdependenz- 

Kategorien arbeitet, wird erfahren, wie sein Verständnis 

für chinesische Außenpolitik unvermittelt vom Kopf auf 

die Beine gerät.29

29Während die "(neo)realistischd1 Schule Außenpolitik stets vom 

“Interesse“ (Macht, Ruhm, Staatsräson, Staatserhaltung, Ausdeh

nung etc.) eines einzelnen Nationalstaats abhängig macht und Kon

flikte, Kampf ums Überleben und Blockbildungen als gleichsam na

turgegeben hinnimmt, richtet sich der Interdependenz-Ansatz ge

rade umgekehrt auf die Frage, wie die Entstehung von Konflikten 

schon im Ansatz verhindert und durch ein Maximum an Beziehun

gen ersetzt werden kann.
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Zur methodischen Neubesinnung:

— Übertragung des metakonfuzianischen Beziehungsansatzes auf die Außenpolitik

— Ablehnung des neorealistischen Ansatzes

Politik im Zeitalter 

Mao Zedongs

Der maschentheoretische Ansatz 

der Reformer (Selbstperzeption 

des XV. Parteitags)

Politik der Vertreter des „Neo- 

Realismu 1̂ (u.a. vor allem der 

USA)

Prämissen:

Die Frage nach dem 

politischen Weltbild

Pessimismus:

„Die Welt ist durch Klassen

kampf in Permanenz zerrissen“ 

(Ursache: Unterdrückung der 

„Massen“ durch „Imperialismus 

und Feudalismus/Bourgeoisid1)

Optimismus:

„Die Welt ist auf dem Weg zum 

Ausgleich. Wachsende Multipo

larität schafft Frieden, Stabilität 

und Prosperität1

Gewicht der Dritten Welt wächst

Kippe zwischen Pessimismus 

und Optimismus:

„Die Welt treibt zwischen Kon

flikt und Ausgleich dahin“

„Große Unordnung unter dem

Himmel1 (als Normalzustand)

Unvermeidbarkeit des Kriegs

„Immer mehr friedliche Elemen

te!1 (Ordnung als Normalzustand)

„Vermeidbarkeit des Kriegt1

„Nationale Interessen sind nie 

ganz sichei“: Vorsicht und 

waches Mißtrauen!

Kriege sind nie ganz ausge

schlossen!

Nullsummenspiel (Befreiung geht 

auf Kosten der Unterdrücker - 

und umgekehrt)

Positives Summenspiel (alle 

können profitieren, wenn sie 

kooperieren)

Nullsummenspiel (was einer

Nation zugutekommt, geht der 

anderen verloren)

(Haupt-)Ziel Gerechtigkeit

(im Kampf gegen Imperialismus,

Feudalismus, Unterdrückung)

„Friede und Entwicklung 

(„unabhängige und friedliche 

Außenpolitik“)

Sicherheit

(des Staates und seiner

Rationalen Interessen“)

Neuer Mensch in einer Neuen

Gesellschaft

Neue Weltwirtschafts- und

Sozialordnung

Verringerung von Gefällestufen Inkaufnahme von Gefällestufen

(Haupt-)Methoden

zur Zielerreichung

Klassenkampf 

(national und international)

Interdependenz Konkurrenz:

- politisch: politische und 

militärische Bündnisse („Blöckd1)

- wirtschaftlich: freier Wett

bewerb u. Inkaufnahme von 

Gefällen

- kulturell: Zusammenstoß der

Kulturen

Instrumentalisierung von

Konflikten

Vermeidung von Konflikten Inkaufnahme von Konflikten

Aufbau von „breitestmöglichen

Einheitsfronten“

Vermeidung von Blockbildung Inkaufnahme von Blockbildung

Diplomatische

Mittel

Diplomatie auf drei Ebenen 

(Staat, KPs, „Volk“ - mit Be

tonung der Volksdiplomatie

Diplomatie auf formeller und 

informeller Ebene 

(Bevorzugung von guanxi, 

interpersoneller „Vertrauens

bildung)1 )

Diplomatie möglichst auf 

formeller Ebene 

(Staat)

„Linkd1 und „Rechtd1 Strategie 

(= gegen die etablierte 

Staatenordnung)

Koexistenz (5 Prinzipien der 

friedlichen K.) (= mit der 

etablierten Staatenordnung:

Inkaufnahme soziopolitischer 

Vielfalt)

Koexistenz, aber mit Ein

mischungsmöglichkeit (z.B. bei 

Menschenrechtsverletzungen) 

(= mit der etablierten 

Staatenordnung

Einheitsfront gegen Imperia

lismus

Einheit gegen Friedlosigkeit 

und Unterentwicklung

Einheit notfalls durch Block

bildungen

„Patriotischer Befreiungskampf1 „Dialog statt Konfrontation“ Notfalls Sanktionen

Schlüsselfrage Wie läßt sich „Befreiung1 

(= Selbstbefreiung u. Zusammen

schluß zur Einheitsfront) am 

besten organisieren?

Wie läßt sich wechselseitige

Zusammenarbeit am besten 

gestalten?

Wie läßt sich das „nationale 

Interessd1 am besten 

schützen (und fördern?)

Hauptakteure KPs als „Führungszentren“ 

und als Gestalter der „Massen- 

linid1

Akteurs-Vielheit als Gestalter 

von ,,MultipolaritätP

Der einzelne Nationalstaat 

als Verteidiger und Förderer von 

Rationalen Interessen“
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Wo Beziehungen in den Vordergrund treten, steht 

nicht mehr die einzelne Nation mit ihren „Interessen“, son

dern die Interdependenz zwischen diesen Nationen mit ih

ren Wechselseitigkeitspostulaten im Mittelpunkt, geht es 

nicht mehr in erster Linie um die „Sicherheit1 der einzel

nen Nation, sondern um Frieden („Harmonik4) zwischen 

den am internationalen System Beteiligten, werden Kon

flikte nicht mehr ohne weiteres in Kauf genommen („na

tionale Interessen sind unantastbar!“), sondern wo immer 

möglich vermieden und findet kein Nullsummen-, sondern 

ein positives Summenspiel statt, da von Interdependenz 

nicht nur die einzelne Nation auf Kosten der anderen, son

dern da - bei „wechselseitige?4 Abstimmung - jeder profi

tieren kann.

Das Vermaschungs-Denken gehört, wie nachfolgend 

immer wieder aufzuzeigen ist, längst nicht zum alten Ei

sen, sondern ist auch in der jüngsten Praxis der KPCh, 

nicht zuletzt beim XV. Parteitag von 1997, neu bestätigt 

worden.

Um die Einzelaspekte dieses maschentheoretischen 

Ansatzes möglichst filigranhaft hervortreten zu lassen, soll 

er mit zwei ganz anders gearteten methodischen Ansät

zen konfrontiert werden, nämlich mit der Vorstellungswelt 

Mao Zedongs, die in der Tabelle „Zur methodischen Neu

besinnung4 in Spalte 1 dargestellt wird und mit dem „neo

realistischen“ Ansatz, wie er von der Morgenthau-Schule 

entworfen wurde und wie er vor allem von der US-Au

ßenpolitik auch heute noch hochgehalten und praktiziert 

wird.

Für die „realistisch^' Betrachtungsweise ist Außenpolitik, zwei

tens, ein Nullsummenspiel: was der eine Nationalstaat verliert, 

kommt dem anderen zugute - und umgekehrt; ,Jnterdependen2f‘- 

Anhänger betrachten Verflechtungen und Interdependenzen demge

genüber als „positive^' Summenspiel, bei dem jeder nur gewinnen 

kann.

Drittens steht bei den „Realisten“ die „Sicherheit^ des Natio

nalstaats an allererster Stelle, während es den Interdependenz- 

Befürwortern vor allem um die Ermöglichung von Frieden, d.h. vor 

allem von friedlicher Kooperation und gemeinsamer Entwicklung 

geht.

Was, viertens, die Mittel anbelangt, so sind sie aus „realistischer“ 

Sicht nur dann „funktionstüchtig ,̂ wenn sie dem Erwerb, dem Er

halt, der Vermehrung sowie der Demonstration von Macht durch den 

einzelnen Nationalstaat nützen, während sie aus „interdependisti- 

schei“ Sicht gerade umgekehrt nur dann taugen, wenn sie der „Bezie

hung1 und dem guanxiwang („Beziehungsnetzf'), d.h. dem Frieden, 

der Entwicklung und der Zusammenarbeit zwischen den Nationen 

dienen, und wenn sie - ganz auf dieser holistischen Linie - überdies 

auch noch wirtschaftliche, politische und kulturelle Mechanismen 

mit einschließen - und auf diese Weise „Harmonie fördern“.

„Zwei Seelen“ kämpfen hier in einer Brust: Auf der einen Seite 

melden sich immer wieder die deprimierenden „hundert Jahre De

mütigung' zu Wort, die „realistisch^' Regungen aufkommen lassen, 

auf der anderen Seite aber sind die stolzen zweitausend Jahre Tra

dition zur Stelle, die dem Beziehungsdenken günstig sind.

Kurzfristig scheinen die „realistischen“ Bestrebungen noch einiges 

Gewicht zu besitzen, langfristig dagegen ist mit einer Rückkehr des 

Interdependenzprimats zu rechnen.
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